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Lars Gatschke ist seit dem Jahr 2002 beim „Verbraucherzentrale Bundes-
verband (vzbv)“ beschäftigt. Zunächst lag sein Tätigkeitsschwerpunkt auf 
Abmahnungen und Unterlassungsklagen bei Finanzdienstleistungen, seit 
2007 ist er Referent für Versicherungen. Er ist auch Mitglied des Beirats 
des Versicherungsombudsmann e.V. 

Dr. Eva Högl, MdB (SPD), ist seit September 2009 Mitglied des Deutschen 
Bundestags. Zuvor war sie im Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
tätig, zuletzt als Leiterin des Referats „Europäische Beschäftigungs- und 
Sozialpolitik, Europapolitik“. Anfang der 90er Jahre war Frau Dr. Högl stell-
vertretende Bundesvorsitzende der Jusos, seit 2007 ist sie ASF-Landesvor-
sitzende und Mitglied im SPD-Landesvorstand Berlin. Außerdem ist sie 
Mitglied im Rechtsausschuss und im Ausschuss für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union sowie Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion im 
2. Untersuchungsausschuss „Terrorgruppe NSU“.

RAin Anke Klein verfügt über langjährige Erfahrungen im Bereich der Erst-
versicherung und im internationalen Maklergeschäft mit Schwerpunkt Ver-
mögensschaden-Haftpflichtversicherung. Beim Gesamtverband der deut-
schen Versicherungswirtschaft ist sie verantwortlich für den Fachbereich 

v.l.n.r.: 
Dr. Eva Högl 

RA Hansjörg Staehle
Mechthild Dyckmans

RAin Anke Klein
Dr. Renate Jaeger

RA Herbert Schons
Elisabeth Winkelmeier-Becker

Lars Gatschke
RAin Ulrike Stendebach 

Dr. Oliver Vogt
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Vermögenschaden-Haftpflichtversicherung. Sie ist Leiterin der der GDV-
Arbeitsgruppen Betrieb und Schaden sowie Vermögenschaden-Haftpflicht 
und Dozentin beim Berufsbildungswerk der Versicherungswirtschaft in 
Berlin-Brandenburg e.V. (BWV).

RA Herbert Schons ist als Rechtsanwalt (Fachanwalt für Verkehrsrecht) und 
Notar in Duisburg tätig. Im Deutschen Anwaltsverein (DAV) ist RA Schons 
seit seiner Anwaltszulassung im Jahre 1978 organisiert und engagiert, seit 
1989 ist er Vorstandsmitglied der Rechtsanwaltskammer Düsseldorf, seit 
März 2012 auch deren Präsident. Er ist Vorsitzender der Gebührenabtei-
lung sowie der Schlichtungsabteilung der Rechtsanwaltskammer Düssel-
dorf, Mitglied des RVG-Ausschusses der Bundesrechtsanwaltskammer und 
Vorsitzender der Gebührenreferententagung der Rechtsanwaltskammern. 
Zusätzlich ist RA Schons Mitherausgeber und -autor mehrerer Zeitschriften 
und Fachbücher zum anwaltlichen Vergütungsrecht. 

RA Hansjörg Staehle ist seit 1971 Rechtsanwalt in München (Fachanwalt 
für Urheber- und Medienrecht), seine weiteren Tätigkeitschwerpunkte sind 
das Wettbewerbs-, Wirtschafts- und Gesellschaftsrecht sowie das Berufs-
recht der freien Berufe. Seit 2002 ist er Präsident der Rechtsanwaltskammer 
München, seit 2007 Vizepräsident der Bundesrechtsanwaltskammer und 
seit 2010 Vorsitzender des Beirats der Schlichtungsstelle. 

RAin Ulrike Stendebach ist seit 1998 Rechtsanwältin (Fachanwältin für 
Familienrecht sowie Fachanwältin für Verkehrsrecht). Ihre weiteren Tätig-
keitsschwerpunkte liegen im Arbeits- und Betriebsverfassungsrecht sowie 
im privaten und gewerblichen Miet- und Pachtrecht. Sie ist Mitglied im Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer Tübingen und in der dortigen Beschwerde-
abteilung engagiert. 

Dr. Oliver Vogt LL.M. hat unter anderem am Europakolleg in Brügge eine 
Masterarbeit über das WTO-Streitschlichtungsverfahren verfasst. Seit dem 
Jahr 2000 ist Dr. Vogt Referent in der Bundestagsverwaltung, zuletzt in der 
Vergabestelle. Dr. Vogt ist Mitglied der Partei Bündnis 90/Die Grünen. 
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6.2 Das Team 

Elisabeth Winkelmeier-Becker,  MdB (CDU), war zunächst Richterin, zu-
letzt am Amtsgericht-Familiengericht-Siegburg. Seit 2005 ist sie Mitglied 
des Deutschen Bundestages; Mitglied des Ausschusses für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend; Mitglied im Rechtsausschuss; Beisitzerin im Vor-
stand der CDU/CSU-Bundestagsfraktion; stellvertretende Vorsitzende der 
Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion; stellvertretende 
Vorsitzende der Gruppe der Frauen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion so-
wie stellvertretendes Mitglied im Parlamentarischen Beirat für nachhaltige 
Entwicklung.  

Alle bisherigen Gespräche mit den Beiratsmitgliedern haben sich 
als sehr fruchtbar erwiesen, anstehende Probleme wurden intensiv 
und konstruktiv diskutiert. 

Der Beirat erweist sich dabei für Frau Dr. Jaeger und die Mitarbei-
terinnen der Schlichtungsstelle als eine fabelhafte Rückkopplung in 
die Gesellschaft, zu Verbrauchern, Verbänden und der Politik.

Der Beirat ist        

eine fabelhafte  

Rückkopplung 

in die 

Gesellschaft.

v.l.n.r: 
RAin Dr. Sylvia Ruge 
Yvonne Roehl 
RAin Stephanie Dahlhorst 
Dr. Renate Jaeger 
RAin Christina Müller-York 
Kristina Wallroth 
RAin Carmen Seyler

Frau Dr. Jaeger hat in der Schlichtungsstelle derzeit ein Team von 6 Mitar-
beiterinnen, davon 4 in Teilzeit: 

RAin Christina Müller-York ist als Geschäftsführerin der Schlichtungsstelle 
tätig. Neben anwaltlicher Praxis und langjähriger Tätigkeit in der Rechtsab-
teilung der IHK Berlin ist sie Bankkauffrau sowie Wirtschaftsmediatorin und 
bringt Erfahrungen aus dem Kommunikationsbereich ein. 

RAin Dr. Sylvia Ruge und RAin Stephanie Dahlhorst verfügen über lang-
jährige anwaltliche Berufserfahrung, RAin Carmen Seyler hat bereits vor 
ihrem Studium zusätzlich eine Ausbildung zur Rechtsanwalts- und Notarfa-
changestellten absolviert. 

Yvonne Röhl und Kristina Wallroth sind Rechtsanwaltsfachangestellte mit 
langjähriger Berufserfahrung. Frau Wallroth verfügt zusätzlich über einen 
Studienabschluss in Germanistik und Anglistik. 

Die Schlichtungsstelle – Beirat und TeamDie Schlichtungsstelle – Beirat und Team
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7.1  Internetseiten 

Die Internetseiten der Schlichtungsstelle finden sich unter 
www.schlichtungsstelle-der-rechtsanwaltschaft.de. 

Wir informieren dort ausführlich über das Schlichtungsverfahren und seine 
Besonderheiten. Unsere Satzung sowie ein „Merkblatt für Antragsteller“ 
finden sich zum Download.

7.2 Medienecho 

Die Schlichtungsstelle hat seit dem Jahr 2009 ein großes Medienecho er-
fahren – und dies, obwohl wir selbst nur zum Zeitpunkt der Benennung von 
Frau Dr. Jaeger als Schlichterin sowie zum Datum ihrer Amtseinführung 
aktiv geworden sind. Dies war eine bewusste Entscheidung zur Zurückhal-
tung, weil angesichts des Rückstaus an Verfahren, der nach wie vor nicht 
abgebaut werden konnte, das Bewerben eines schnellen Verfahrens bei An-
tragstellern eher für Unmut gesorgt hätte. 

Folgende Berichte sind über Frau Dr. Jaeger und ihre neues Arbeitsumfeld 
bis Ende 2011 erschienen:

Frankfurter Allgemeine Zeitung I am 14.12.2011 I Meist gewinnt der 
Anwalt

7. Öffentlichkeitsarbeit 
 

ÖffentlichkeitsarbeitÖffentlichkeitsarbeit

Kammermitteilungen der RAK Düsseldorf I am 30.6.2011 I Interview mit 
der ersten Ombudsfrau der deutschen Rechtsanwaltschaft Dr. Renate 
Jaeger 

Handwerk Magazin I Ausgabe 5/2011 I Wenn der eigene Anwalt pfuscht

Kammerreport Hanseatische Rechtsanwaltskammer | 11.02.2011 | 
Neue Schlichtungsstelle der Anwaltschaft: Ziemlich cool!

LR-Online.de | am 04.02.2011 | Wenn sich Mandant und Anwalt zoffen

Tagesspiegel.de | am 03.02.2011 | Für viele Anwälte war ich ein rotes 
Tuch

T-Online.de | am 03.02.2011 | Neue Schlichterin vermittelt zwischen 
Mandanten und Anwälten

otz.de | am 03.02.2011 | Schlichtungsstelle Berlin hilft Mandanten bei 
Beratungsfehlern

ZDF.de | am 03.02.2011 | Schlichten statt Richten

Der Tagesspiegel | am 24.01.2011 | Eine für alle

Tagesspiegel.de | am 17.01.2011 | Rechtsfrage an Irene Schmid, Prä-
sidentin der Rechtsanwaltskammer: Wer hilft bei Streit mit dem Anwalt?

Boulevard-Baden.de | am 17.01.2011 | Neue Schlichterin vermittelt zwi-
schen Mandanten und Anwälten

Cellesche-Zeitung.de | am 14.01.2011 | Anwalt und Mandant streiten: 
Schlichtungsstelle hilft

t-online.de | am 14.01.2011 | Neue Schlichterin vermittelt zwischen 
Mandanten und Anwälten

Berliner Kurier | am 03.01.2011 | Beschwerden gratis geprüft

BRAK Magazin | Ausgabe 01/2011 | Vom EGMR zur Schlichtungsstelle

Anwaltsblatt | Ausgabe 1/2011 | Mehr als ein Kummerkasten? Eine 
Schlichterin der Anwaltschaft – ziemlich zeitgemäß
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Boulevard | am 30.12.2010 | Ehemalige Bundesrichterin wird 70 Jahre alt

Freie Presse | am 28.12.2010 | Wenn der Anwalt kein Liebling mehr ist

Saarbrücker Zeitung | am 27.12.2010 | Vermittler zwischen Anwalt und 
Mandant

Primasenser Zeitung | am 27.12.2010 | Kostenlose Hilfe bei Streit zwi-
schen Anwalt und Mandant

Trierischer Volksfreund | am 22.12.2010 | Unstimmigkeit muss nicht zur 
Klage führen

Der Tagesspiegel | Ausgabe 5/11/2010, NR. 20789 | Neue Schlich-
tungsstelle der Rechtsanwaltschaft. In: Beilage ALLES, WAS RECHT IST

Berliner Anwaltsblatt | Ausgabe 11/2010 | Neue Schlichterin beginnt 
Anfang 2011 

Världen, Schwedisches Anwaltsblatt | Ausgabe Oktober 2010 | Mediare 
ska lösa tvister i Tyskland

DATEV Magazin | Ausgabe 6/2010 | Schlichten statt Richten

BRAK Mitteilung | Ausgabe 06/2010 | Meinungsbild der Anwaltschaft

Otto-Schmidt.de news | am 05.05.2010 | EGMR-Richterin vermittelt 
künftig in Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft

Legal Tribune online | am 05.05.2010 | Schlichtungsstelle der Rechtsan-
waltschaft – Renate Jaeger zur Schlichterin ernannt

Frankfurter Allgemeine Zeitung | am 04.05.2010 | Mittlerin zwischen 
Anwälten und Mandanten

Financial Times Deutschland | am 04.05.2010 | Europarichterin soll bei 
Streit mit Mandanten schlichten

Süddeutsche Zeitung | am 04.05.2010 | Renate Jaeger – Schlichterin im 
Streit zwischen Anwalt und Mandant

ÖffentlichkeitsarbeitÖffentlichkeitsarbeit

Der Merkur - Nachrichten direkt | am 04.05.2010 | BRAK-Präsident Filges 
ernennt Dr. h.c. Renate Jaeger zur Schlichterin der Rechtsanwaltschaft

Nomos Newsletter | am 04.05.2010 | Bundesrechtsanwaltskammer be-
ruft EGMR-Richterin Renate Jaeger zur Schlichterin

beck-aktuell-Redaktion | am 04.05.2010 | Renate Jaeger zur Schlichterin 
der Rechtsanwaltschaft ernannt

Hörbeitrag Deutschlandfunk Umwelt und Verbraucher | am 03.05.2010 | 
Renate Jaeger – Porträt der neuen Schlichterin

Pressemitteilung des djb (Deutscher Juristinnenbund) | am 03.05.2010 | 
BRAK-Präsident Filges ernennt Dr. h.c. Renate Jaeger zur Schlichterin der 
Rechtsanwaltschaft 

KammerMitteilungen RAK Düsseldorf | Ausgabe 4/2010 | Dr. Renate 
Jaeger nimmt Anfang 2011 ihre Tätigkeit als Schlichterin der Schlich-
tungsstelle der Rechtsanwaltschaft auf

RAK München | Mitteilungen 4/2010 | Editorial

Anwaltsreport – Das Magazin für die moderne Kanzlei | Ausgabe 4/2010 | 
Neue Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft installiert

BRAK-Mitteilungen | Ausgabe 3/2010 | Akzente: Dr. h.c. Renate Jaeger 
Die Richterin als Schlichterin

Kanzlei-Information „Jurnal“ - Soldan | Ausgabe 3/2010 | Von der juristi-
schen Kämpferin zur Ombudsfrau der deutschen Advokaten

BRAKMagazin | Ausgabe 3/2010 | Die Ombudsfrau der Anwaltschaft – 
Im Gespräch mit Dr. h.c. Renate Jaeger

Alle Berichte über uns finden sich ebenso wie unsere Pressemitteilungen 
auf unseren Internetseiten unter 
www.schlichtungsstelle-der-rechtsanwaltschaft.de/presse.
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Andere Schlichtungsstellen
Als noch sehr junge Einrichtung spielt auch der Aufbau neuer Kontakte und 
Netzwerke für den fachlichen Austausch eine große Rolle. So führten wir im 
Laufe des Berichtsjahrs u. a. auch Gespräche mit anderen Schlichtungsstel-
len. Dazu gehörte der Versicherungsombudsmann e.V., der uns von Anfang 
an mit seinen aus langjähriger und erfolgreicher Tätigkeit gewonnenen Er-
fahrungen unterstützt hat, aber auch der Ombudsmann Immobilien der IVD 
sowie die Vertreter der Schlichtungsstelle für den öffentlichen Personenver-
kehr e. V. (söp).

Dabei zeigte sich deutlich, dass sich bei allen Schlichtungsstellen in der Auf-
bauphase ähnliche Fragen, Konflikte und Unsicherheiten im Umgang mit 
ihren jeweiligen Trägern stellten, die sich im Verlauf der Zeit verloren haben. 
Mit der Dauer der erfolgreichen Tätigkeit der jeweiligen Schlichtungsstelle 
wächst die Akzeptanz nach innen und außen. 

Regionale Rechtsanwaltskammern
Aus der Bundesrechtsanwaltsordnung und der Satzung der Schlichtungs-
stelle ergibt sich, dass die Parteien wählen können, ob sie entweder die 
zuständige regionale Rechtsanwaltskammer oder die Schlichtungsstelle der 
Rechtsanwaltschaft anrufen wollen. Haben die Parteien diese Entscheidung 
jedoch erst einmal getroffen, ist jeweils der andere Weg verbaut. Dafür gilt 
aus unserer Sicht, dass es generell gut ist, dem Bürger eine Wahlmöglich-
keit zu eröffnen. Tatsächlich ist es jedoch für die meisten schwierig, eine 
wirklich freie Wahl zu treffen, weil der Informationsstand nicht notwendig 
vollständig ist. In der Realität ist die Wahl häufig beeinflusst von nicht im-
mer leicht verständlichen Belehrungen der Rechtsanwaltskammern, von der 
Frage, ob Kosten entstehen oder nicht sowie auch von suggestiven Hinwei-
sen in den Medien. 

Fachlicher Austausch

8. Fachlicher  Austausch 
 

Fachlicher Austausch

Etwas erschwert wird die Situation dadurch, dass die Arbeit der Rechtsan-
waltskammern im Bereich der Schlichtungs- und Vermittlungsverfahren sehr 
heterogen ist. Wir sind dazu im konstruktiven Austausch mit den Rechtsan-
waltskammern, für die die Konkurrenzsituation ebenfalls neu ist. Wir verfol-
gen das gemeinsame Ziel, uns gegenseitig zu unterstützen, damit unsere 
Arbeit effizient ist und den Interessen der Verfahrensbeteiligten entspricht.
Insbesondere interessiert uns in diesem Zusammenhang auch, ob das 
Schlichtungsverhalten der einzelnen Rechtsanwaltskammern sich auf den 
statistischen Anteil ihrer Kammerangehörigen, die an Verfahren bei der 
Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft beteiligt sind, auswirkt. Der-
zeit ergibt sich als zusammenfassendes Bild, dass Rechtsanwälte aus den 
Kammerbezirken Nord-, West- und Süddeutschlands wesentlich seltener in 
Schlichtungsverfahren vertreten sind als Rechtsanwälte aus den östlichen 
Bundesländern. 

siehe dazu Tabelle
„Schlichtungsanträge nach 
RAK-Bezirken“
Seite 52
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RAK beim BGH

RAK Bamberg

RAK Berlin

RAK Brandenburg

RAK Braunschweig

RAK Bremen

RAK Celle

RAK Düsseldorf

RAK Frankfurt

RAK Freiburg

RAK Hamburg

RAK Hamm

RAK Karlsruhe

RAK Kassel

RAK Koblenz

RAK Köln

RAK Mecklenburg-Vorpommern

RAK München

RAK Nürnberg

RAK Oldenburg

RAK des Saarlandes

RAK Sachsen

RAK Sachsen-Anhalt

RAK Schleswig-Holstein

RAK Stuttgart

RAK Thüringen

RAK Tübingen

RAK Zweibrücken

—

1

—

—

—

—

1

1

1

—

1

—

—

—

—

2

—

2

—

1

—

3

1

1

1

—

1

—

0

5

15

3

3

2

11

21

9

7

8

14

6

6

5

8

6

16

4

1

1

17

1

4

18

7

4

3

1

20

120

26

9

9

19

22

39

34

21

50

18

9

43

38

16

55

39

12

6

48

17

21

35

15

13

3

1

26

135

29

12

11

31

44

49

41

30

64

24

15

48

48

22

73

43

14

7

68

19

26

54

22

18

6

39

2.663

12.811

2.321

1.614

1.851

5.749

11.604

17.352

3.395

9.272

13.573

4.542

1.725

3.312

12.256

1.593

19.492

4.465

2.648

1.418

4.722

1.791

3.747

6.993

2.048

2.043

1.440

Schlichtungsanträge nach RAK-Bezirken
Stand: 31.12.2011; Mitgliederstatistik v. 01.01.2011

28 156.47917 205 758 980

Betroffene 
Rechtsanwaltskammern

Anträge Mitglieder 
der RAK insg. 

Anträge/RAK  
prozentual2010 2011

Die Finanzierung der Schlichtungsstelle obliegt der Bundesrechtsanwalts-
kammer. Da es sich bei der Schlichtung jedoch nicht um eine originäre Auf-
gabe der Bundesrechtsanwaltskammer gemäß § 177 BRAO handelt, son-
dern die Schlichtungsstelle lediglich bei der Bundesrechtsanwaltskammer 
eingerichtet wurde, wird in Absprache mit dem Bundesjustizministerium ein 
eigener Haushalt für die Schlichtungsstelle aufgestellt. Dieser Haushalt für 
die Schlichtungsstelle ist unabhängig vom Verwaltungs- und Vermögens-
haushalt der Bundesrechtsanwaltskammer, d. h. der Haushalt für 
die Schlichtungsstelle geht von einer organisatorischen Trennung 
der Schlichtungsstelle von der Geschäftsstelle der Bundesrechtsan-
waltskammer aus. 

Da das Verfahren vor der Schlichtungsstelle für die Parteien kos-
tenfrei ist, also keinerlei Gebühren erhoben werden, findet eine 
Finanzierung lediglich über Beiträge statt. Im Berichtsjahr 2011 
lag der Kopfbeitrag pro Anwalt bei 2 Euro jährlich, im Vorjahr bei 
3 Euro jährlich. 

Aus diesem Betrag waren sämtliche Kosten der Schlichtungsstelle 
zu tragen, einschließlich der kompletten Einrichtung neuer Büro-
räume. Dass dies ohne Nachtragshaushalt möglich war, ist allein 
der Tatsache zu verdanken, dass beim Amtsantritt der Schlichterin zum 
1. Januar 2011 noch nicht alle Investitionen getätigt worden waren und 
auf den Übertrag aus 2010 zurückgegriffen werden konnte. Die statistisch 
unübersehbaren Rückstände, die leider weiter anwachsen, werden wohl nur 
mit weiterem Personal zu bewältigen sein. 

Für die Zukunft bleibt insoweit zu hoffen, dass die Anwaltschaft flexibel auf 
die Bedürfnisse der Schlichtungsstelle reagieren wird und den finanziellen 
Lasten nicht ausweicht. 

9. Finanzen
 

Ich hoffe, dass      

die Anwaltschaft     

auch in Zukunft 

flexibel auf die 

Bedürfnisse 

der Schlichtungs-

stelle reagiert. 

Finanzen

2009 insg.

 0,63 %

2,56 %

0,98 %

1,05 %

1,25 %

0,74 %

0,49 %

0,54 %

0,38 %

0,28 %

1,21 %

0,32 %

0,47 %

0,53 %

0,87 %

1,45 %

0,39 %

1,38 %

0,37 %

0,96 %

0,53 %

0,49 %

1,44 %

1,06 %

0,69 %

0,77 %

1,07 %

0,88 %

0,42 %
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Schlichtung hat in vielen Bereichen an Bedeutung gewonnen. Dennoch 
scheint die Institutionalisierung einer Schlichtungsstelle viele Anwälte nach 
wie vor zu überraschen. Sie sind nicht oder nur unvollständig informiert und 
es ist durchaus auch Skepsis zu spüren. Ob das Instrument der Schlichtung 
in Zukunft tatsächlich selbstverständlich werden wird, lässt sich noch nicht 
absehen. Eine Herzenssache ist es für die Anwälte aber nach unserem Ein-
druck noch nicht. 

Unser Schlichtungsverfahren ist derzeit noch sehr formalisiert und rein 
schriftlich. Das bedeutet, dass die Schlichterin nicht so rasch und unkom-
pliziert reagieren kann, wie die Beteiligten es erwarten, und wie sie es 
sich wünscht. Und tatsächlich glaubt sie nach ihrer beruflichen Erfahrung 
nicht, dass sich die Parteien im schriftlichen Verfahren ebenso gut zu einer 
einvernehmlichen Lösung hinführen lassen, wie dies in einem mündlichen 
Verfahren möglich ist. Die Rückstände wachsen an. Als rasch, zügig und 
unkompliziert würden die wenigsten Antragsteller das Verfahrens derzeit 
bezeichnen.

Auch auf EU-Ebene findet eine konsequente Weiterentwicklung der außer-
gerichtlichen Streitbeilegung statt. Denn dass die Beteiligten generell von 
außergerichtlichen Streitbeilegungsinstrumenten profitieren und diese ge-
nerell auch der Entlastung der Justiz dienen, ist rechts- und verbraucherpo-
litisch insbesondere auf EU-Ebene nicht mehr umstritten.

10. Fazit und Ausblick
 

Anhang

§ 191 f BRAO 

Anhang 
 

§ 191f Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft

(1) Bei der Bundesrechtsanwaltskammer wird eine 
unabhängige Stelle zur Schlichtung von Streitigkei-
ten zwischen Mitgliedern von Rechtsanwaltskam-
mern und deren Auftraggebern eingerichtet. Die 
Stelle führt den Namen „Schlichtungsstelle der 
Rechtsanwaltschaft“.

(2) Der Präsident der Bundesrechtsanwaltskammer 
bestellt einen oder mehrere Schlichter, die allein 
oder als Kollegialorgan tätig werden. Zum Schlich-
ter, der allein tätig wird, darf nur bestellt werden, 
wer die Befähigung zum Richteramt besitzt, weder 
Rechtsanwalt ist noch in den letzten drei Jahren 
vor Amtsantritt war und weder im Haupt- noch im 
Nebenberuf bei der Bundesrechtsanwaltskammer, 
einer Rechtsanwaltskammer oder einem Verband 
der Rechtsanwaltschaft tätig ist oder in den letz-
ten drei Jahren vor Amtsantritt tätig war. Erfolgt 
die Schlichtung durch ein Kollegialorgan, muss 
mindestens einer der Schlichter die Befähigung 
zum Richteramt besitzen; höchstens die Hälfte sei-
ner Mitglieder dürfen Rechtsanwälte sein. Nicht-
anwaltliches Mitglied des Kollegialorgans darf nur 
sein, wer in den letzten drei Jahren vor Amtsantritt 
nicht Rechtsanwalt war und weder im Haupt- noch 
im Nebenberuf bei der Bundesrechtsanwaltskam-
mer, einer Rechtsanwaltskammer oder einem 
Verband der Rechtsanwaltschaft tätig ist oder in 
den letzten drei Jahren vor Amtsantritt tätig war. 
Anwaltliche Mitglieder des Kollegialorgans dürfen 
nicht dem Vorstand einer Rechtsanwaltskammer 
oder eines Verbandes der Rechtsanwaltschaft 
angehören oder im Haupt- oder Nebenberuf bei 
der Bundesrechtsanwaltskammer, einer Rechtsan-
waltskammer oder einem Verband der Rechtsan-
waltschaft tätig sein.

(3) Es wird ein Beirat errichtet, dem Vertreter der 
Bundesrechtsanwaltskammer, von Rechtsanwalts-
kammern, Verbänden der Rechtsanwaltschaft und 
Verbänden der Verbraucher angehören müssen. 
Andere Personen können in den Beirat berufen 
werden. Höchstens die Hälfte der Mitglieder des 
Beirats dürfen Rechtsanwälte sein. Dem Beirat ist 
vor der Bestellung von Schlichtern und vor Erlass 
und Änderung der Satzung Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. Er kann eigene Vorschläge 
für die Bestellung von Schlichtern und die Ausge-
staltung der Satzung unterbreiten.

(4) Die Schlichtungsstelle veröffentlicht jährlich 
einen Tätigkeitsbericht.

(5) Die Hauptversammlung der Bundesrechtsan-
waltskammer regelt die Einzelheiten der Organi-
sation der Schlichtungsstelle, der Errichtung und 
Aufgaben des Beirates einschließlich der Beru-
fung weiterer Beiratsmitglieder, der Bestellung 
der Schlichter, der Geschäftsverteilung und des 
Schlichtungsverfahrens durch Satzung nach fol-
genden Grundsätzen:

1. durch die Unabhängigkeit der Schlichtungsstelle 
muss unparteiisches Handeln sichergestellt sein;

2. die Beteiligten müssen Tatsachen und Bewer-
tungen vorbringen können und rechtliches Gehör 
erhalten;

3. die Schlichter und ihre Hilfspersonen müssen 
die Vertraulichkeit der Informationen gewährleis-
ten, von denen sie im Schlichtungsverfahren Kennt-
nis erhalten;
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Satzung der Schlichtungsstelle 
der Rechtsanwaltschaft

Anhang

Die in der Bundesrechtsanwaltskammer zusammen-
geschlossenen Rechtsanwaltskammern haben in der 
Hauptversammlung der Bundesrechtsanwaltskam-
mer am 09.10.2009 nachstehende Satzung für die 
gemäß § 191f BRAO einzurichtende Schlichtungs-
stelle der Rechtsanwaltschaft beschlossen.

§ 1 Bestellung und Tätigkeit des Schlichters

1. Der Präsident der Bundesrechtsanwaltskammer 
bestellt einen oder mehrere Schlichter, die allein 
oder als Kollegialorgan tätig werden. Das Kollegial-
organ besteht aus 3 Schlichtern, dem ein Rechtsan-
walt angehören muss. Vorschlagsberechtigt sind die 
Rechtsanwaltskammern und der gemäß § 2 dieser 
Satzung gebildete Beirat. 

Zum Schlichter, der allein tätig wird, darf nicht 
bestellt werden, wer Rechtsanwalt ist oder in den 
letzten drei Jahren vor Amtsantritt war oder im 
Haupt- oder Nebenberuf bei der Bundesrechtsan-
waltskammer, einer Rechtsanwaltskammer oder ei-
nem Verband der Rechtsanwaltschaft tätig ist oder 
in den letzten drei Jahren vor Amtsantritt tätig war.
Zum nichtanwaltlichen Mitglied des Kollegialorgans 
darf nur bestellt werden, wer in den letzten drei Jah-
ren vor Amtsantritt nicht Rechtsanwalt war und we-
der im Haupt- noch im Nebenberuf bei der Bundes-
rechtsanwaltskammer, einer Rechtsanwaltskammer 
oder einem Verband der Rechtsanwaltschaft tätig 
ist oder in den letzten drei Jahren vor Amtsantritt 
tätig war.

Zum anwaltlichen Mitglied des Kollegialorgans 
darf nicht bestellt werden, wer dem Vorstand einer 
Rechtsanwaltskammer oder eines Verbandes der 
Rechtsanwaltschaft angehört oder im Haupt- oder 
Nebenberuf bei der Bundesrechtsanwaltskammer, 
einer Rechtsanwaltskammer oder einem Verband 
der Rechtsanwaltschaft tätig ist.

2. Vor der Bestellung eines Schlichters ist dem ge-
mäß § 2 gebildeten Beirat Gelegenheit zur Stellung-
nahme innerhalb einer Frist von 2 Monaten zu geben. 
Ihm sind der Name und der berufliche Werdegang 
der als Schlichter vorgesehenen Person mitzuteilen. 
Nach erfolgter Anhörung bestellt der Präsident der 
Bundesrechtsanwaltskammer den Schlichter.

3. Jeder Schlichter, der allein tätig sein soll, und der 
Vorsitzende des Kollegialorgans müssen die Befähi-

gung zum Richteramt haben. Die Amtszeit beträgt 4 
Jahre. Eine einmalige Wiederbestellung ist zulässig.

4. Der Schlichter ist unabhängig und an Weisungen 
nicht gebunden. Er kann vom Präsidenten der Bun-
desrechtsanwaltskammer abberufen werden, wenn 
Tatsachen vorliegen, die eine unabhängige Schlich-
tertätigkeit nicht mehr erwarten lassen, wenn der 
Schlichter nicht nur vorübergehend an der Wahrneh-
mung seines Amtes gehindert ist oder ein anderer 
wichtiger Grund vorliegt.

5. Bei der Bestellung von mehreren Personen zu 
Schlichtern legt der Präsident der Bundesrechtsan-
waltskammer im Einvernehmen mit ihnen die Ge-
schäftsverteilung einschließlich Vertretungsregelung 
vor jedem Geschäftsjahr fest, und zwar für den Fall, 
dass die Schlichter allein oder als Kollegialorgan 
entscheiden. Die Regelung in § 4 Nr. 4 Satz 1 bleibt 
unberührt. Eine Änderung der Geschäftsverteilung 
ist während des Geschäftsjahres nur aus wichtigem 
Grund zulässig. Das Geschäftsjahr ist das Kalender-
jahr.

§ 2 Bestellung und Aufgaben des Beirats

1. Die Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft er-
hält einen Beirat, der aus höchstens neun Personen 
besteht. 

2. Dem Beirat gehören an mindestens jeweils ein 
Vertreter der Bundesrechtsanwaltskammer, von 
Rechtsanwaltskammern, Verbänden der Rechtsan-
waltschaft, Verbänden der Verbraucher und des 
Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirt-
schaft. Andere Personen können in den Beirat beru-
fen werden. Höchstens die Hälfte der Mitglieder des 
Beirates dürfen Rechtsanwälte sein. 

3. Die Mitglieder des Beirates werden vom Präsidi-
um der Bundesrechtsanwaltskammer auf Vorschlag 
der Bundesrechtsanwaltskammer, der Rechtsan-
waltskammern, des Deutschen Anwaltvereins, des 
Bundesverbandes für Verbraucherzentralen und Ver-
braucherverbände und des Gesamtverbandes der 
Deutschen Versicherungswirtschaft ausgewählt und 
vom Präsidenten der Bundesrechtsanwaltskammer 
ernannt. 

Die Amtszeit beträgt vier Jahre. Eine einmalige 
Wiederbestellung ist zulässig. Der Beirat wählt 

Anhang

4. die Durchführung des Schlichtungsverfahrens 
darf nicht von der Inanspruchnahme eines Vermitt-
lungsverfahrens nach § 73 Abs. 2 Nr. 3 abhängig 
gemacht werden;

5. das Schlichtungsverfahren muss zügig und für 
die Beteiligten unentgeltlich durchgeführt werden;

6. die Schlichtung muss jedenfalls für vermögens-
rechtliche Streitigkeiten bis zu einem Wert von 
15 000 Euro statthaft sein;

7. die Verfahrensregeln müssen für Interessierte zu-
gänglich sein.
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6. Der Schlichter kann sämtliche von ihm gesetzten 
Fristen als Ausschlussfristen bestimmen.

§ 5 Schlichtungsvorschlag

1. Der Schlichter unterbreitet nach Vorliegen der 
Stellungnahmen der Beteiligten einen schriftlichen 
Schlichtungsvorschlag. Hierzu ist er in ihm geeignet 
erscheinenden Fällen auch dann berechtigt aber 
nicht verpflichtet, wenn der Antragsgegner eine Stel-
lungnahme nicht abgegeben hat. 

Der Vorschlag muss zum Inhalt haben, wie der Streit 
der Beteiligten auf Grund der sich aus dem Sachvor-
trag und den vorgelegten Unterlagen ergebenden 
Sach- und Rechtslage angemessen beigelegt werden 
kann. Er ist kurz und verständlich zu begründen und 
den Beteiligten zuzustellen. 

2. Die Beteiligten sind darauf hinzuweisen, dass 
a) sie zur Annahme nicht verpflichtet sind und bei 
Nichtannahme beiden Beteiligten der Rechtsweg 
offen steht;
b) der Schlichtungsvorschlag von den Beteiligten 
durch eine schriftliche Mitteilung, die innerhalb ei-
ner Frist von einem Monat bei dem Schlichter einge-
gangen sein muss, angenommen werden kann und
c) die Frist mit Zustellung des Schlichtungsvorschla-
ges beginnt. 

3. Nach Ablauf der Frist teilt der Schlichter den Be-
teiligten das Ergebnis mit. Mit dieser Mitteilung ist 
das Schlichtungsverfahren beendet. Kommt es nicht 
zu einer Einigung, ist die Mitteilung als Bescheini-
gung über einen erfolglosen Einigungsversuch nach 
§ 15 a) Abs. 3 Satz 3 EGZPO zu bezeichnen. In der 
Bescheinigung sind die Namen der Beteiligten und 
der Verfahrensgegenstand anzugeben.

§ 6 Vertraulichkeit

Der Schlichter und seine Hilfspersonen sind zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. Sie sind insbesonde-
re nicht befugt, Informationen, von denen sie im 
Schlichtungsverfahren Kenntnis erhalten, Dritten zu 
offenbaren.

§ 7 Jahresbericht / Verfahrensregeln

1. Die Schlichtungsstelle veröffentlicht innerhalb 
von sechs Monaten nach Ende des Geschäftsjahres 
einen schriftlichen Bericht über die Tätigkeit im ab-
gelaufenen Geschäftsjahr und die dabei gewonne-
nen Erfahrungen. Vor der Veröffentlichung ist dem 
Beirat Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

2. Die Verfahrensregeln sind in der Geschäftsstelle 
zur Einsicht auszulegen und auf Anforderung Inter-
essierten zuzusenden.

§ 8 Kosten

1. Die Durchführung des Schlichtungsverfahrens ist 
kostenfrei. Auslagen werden von der Schlichtungs-
stelle nicht erstattet.

2. Jede Partei trägt die eigenen Kosten und Ausla-
gen, es sei denn es wird Abweichendes vereinbart.

§ 9 Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Ersten des Monats in Kraft, der 
auf die Veröffentlichung in den BRAK-Mitteilungen 
folgt.

Stand 31.12.2011
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aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und seinen 
Vertreter. Dem Beirat ist vor der Bestellung von 
Schlichtern, vor Änderung der Satzung und vor Ver-
öffentlichung des Tätigkeitsberichtes Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. Im Übrigen berät er 
den Schlichter auf dessen Anforderung in allen für 
das Schlichtungsverfahren wesentlichen Fragen. Der 
Beirat tritt mindestens einmal im Jahr zusammen.

§ 3 Zulässigkeit des Schlichtungsverfahrens

1. Die Schlichtungsstelle kann bei vermögensrecht-
lichen Streitigkeiten aus einem bestehenden oder 
beendeten Mandatsverhältnis angerufen werden.

2. Ein Schlichtungsverfahren ist unzulässig, wenn
a) ein Anspruch von mehr als 15.000,00 Euro gel-
tend gemacht wird; bei einem Teilanspruch ist der 
gesamte strittige Anspruch zur Wertbemessung zu 
berücksichtigen; 
b) die Streitigkeit bereits vor einem Gericht anhän-
gig war oder ist, durch einen außergerichtlichen 
Vergleich beigelegt oder ein Antrag auf Prozesskos-
tenhilfe abgewiesen wurde, weil die beabsichtigte 
Rechtsverfolgung keine Aussicht auf Erfolg bot oder 
mutwillig erschien;
c) von einem der an dem Schlichtungsverfahren Be-
teiligten Strafanzeige im Zusammenhang mit dem 
der Schlichtung zugrunde liegenden Sachverhalt er-
stattet wurde oder während des Schlichtungsverfah-
rens erstattet wird und/oder eine berufsrechtliche 
oder strafrechtliche Überprüfung des beanstandeten 
Verhaltens bei der zuständigen Rechtsanwaltskam-
mer oder der Staatsanwaltschaft anhängig und die-
ses Verfahren noch nicht abgeschlossen ist;
d) vor einer Rechtsanwaltskammer ein Verfahren 
gemäß § 73 Abs. 2 Nr. 3 BRAO durchgeführt wird 
oder wurde.

3. Der Schlichter kann die Durchführung oder die 
Fortsetzung eines beantragten Schlichtungsverfah-
rens ablehnen, wenn
a) die Klärung des Sachverhaltes eine Beweisaufnah-
me erfordert, es sei denn, der Beweis kann durch die 
Vorlage von Urkunden geführt werden;
b) er unter Zugrundelegung der ihm vorgelegten Un-
terlagen zu der Auffassung gelangt, dass die Schlich-
tung keine Aussicht auf Erfolg hat.

§ 4 Verfahren

1. Der Antrag auf Durchführung der Schlichtung ist 
unter kurzer schriftlicher Schilderung des Sachver-
haltes und Beifügung der für die Prüfung erforder-
lichen Unterlagen an die Schlichtungsstelle zu rich-
ten. Der Antragsteller hat in dem von ihm gestellten 
Antrag zu versichern, dass die in § 3 Abs. 2 b) bis d) 
aufgeführten Ausschlussgründe nicht vorliegen.

2. Der Schlichter prüft die Unterlagen, übersendet 
dem Antragsteller die Satzung und fordert ihn ge-
gebenenfalls unter Setzen einer angemessenen Frist 
auf, den Sachvortrag zu ergänzen und/oder fehlen-
de Unterlagen nachzureichen.

3. Anschließend entscheidet der Schlichter über die 
Zulässigkeit des Schlichtungsverfahrens. Ist dieses 
unzulässig oder macht der Schlichter von seinem Ab-
lehnungsrecht Gebrauch, weist er den Schlichtungs-
antrag zurück. Hiervon soll er den Antragsgegner 
unterrichten.

4. Ist das Verfahren zulässig, entscheidet der 
Schlichter, ob er allein oder das etwa eingerichtete 
Kollegialorgan tätig werden soll. Für das Kollegialor-
gan gelten die nachfolgenden Vorschriften entspre-
chend. 

Über die Zulässigkeit des Antrages und über den 
weiteren Verfahrensverlauf unterrichtet er den An-
tragsteller. 

Gleichzeitig übermittelt er dem Antragsgegner die 
Satzung und den Antrag mit der Aufforderung, in-
nerhalb einer angemessenen Frist hierzu Stellung zu 
nehmen.

Beide Parteien weist er darauf hin, dass unabhän-
gig vom Lauf des Schlichtungsverfahrens etwaige 
Regressansprüche verjähren können.

5. Nach Vorlage der Stellungnahmen beider Betei-
ligten oder nach Fristablauf kann der Schlichter eine 
ergänzende Stellungnahme der Beteiligten einholen, 
soweit er eine weitere Aufklärung des Sachverhalts 
für notwendig hält. Eine mündliche Verhandlung fin-
det nicht statt. Der Schlichter kann die Beteiligten in 
ihm geeignet erscheinender Art und Weise anhören, 
wenn er der Überzeugung ist, dass hierdurch eine 
Einigung gefördert werden kann.
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Tätigkeit außerhalb von Gerichten
1991 – 1994  Dozentin an der Universität Münster
1992 – 1994  Mitglied der Enquête-Kommission für eine neue 
                    Verfassung von Rheinland-Pfalz (1992 – 1994)

IV. Weitere Mitgliedschaften und Aktivitäten
djb (Deutscher Juristinnenbund) – Vorstandsmitglied 1983 – 1989
bpw (Business and Professional Women)
Gründungsmitglied der EWLA (European Women Law Association) 

Vita Dr. Renate Jaeger

I. Persönliches
Geboren in Darmstadt am 30. Dezember 1940
2 Kinder im Alter von 40 und 46 Jahren, beide Rechtsanwälte

II. Ausbildung, akademische Qualifikationen und Auszeichnungen
1959             8 Orientierungsmonate in USA
1959 – 1964  Rechtswissenschaftliches Studium an den Universitäten Köln,
                     München und Lausanne (OH)
1964             Erstes juristisches Staatsexamen
1964 – 1968  Rechtsreferendariat in Köln und Berlin
1968             Zweites juristisches Staatsexamen
2004             Dr. jur. h. c. der Universität Münster

Trägerin des Bundesverdienstkreuzes mit Stern und Schulterband
Honorary Member, Lincoln`s Inn, London

III. Berufliche Laufbahn
Richterliche Tätigkeiten
1968 – 1974  Richterin am Sozialgericht Düsseldorf
1970 – 1971  Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Bundessozialgericht
1974 – 1987  Richterin am Landessozialgericht von Nordrhein-Westfalen,  
                     zuletzt als Vorsitzende Richterin
1976 – 1979  Wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
                     Bundesverfassungsgericht
1987 – 1994  Richterin am Bundessozialgericht
1988 – 1994  Richterin am Verfassungsgerichtshof von 
                     Nordrhein-Westfalen
1994 – 2004  Richterin des Bundesverfassungsgerichtes (Erster Senat)
2004 – 2010  Richterin am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte
                    (EGMR) in Straßburg, zuletzt Vizepräsidentin der 5. Sektion

Zwischen Anwalt und Mandant besteht  ein besonderes 

Vertrauensverhältnis; Frau Dr. Jaeger wird angesichts ihrer 

großen Berufs- und Lebenserfahrung hervorragend 

in der Lage sein, hier entstandene Missverständnisse 

schnell aufzuklären und unbürokratische Lösungen zu finden.
Axel C. Filges, BRAK-Präsident

Anhang Anhang
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